
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Ordentliche Hauptversammlung der 
Wüstenrot & Württembergische AG  
am Mittwoch, den 13. Mai 2026 
 
ERLÄUTERUNGEN ZU DEN RECHTEN DER AKTIONÄRE 
 
gemäß § 122 Abs. 2 AktG, gemäß §§ 126 Abs. 1, 127, 130a Abs. 5 Satz 3, 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG, ge-
mäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6, 130a Abs. 1 bis 4 AktG, gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 7, 130a Abs. 5, 6 
AktG sowie gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 131 Abs. 1 AktG 
 

 
Durchführung der Hauptversammlung als virtu-
elle Hauptversammlung 
 
Auf Grundlage der Ermächtigung in § 14 Abs. 2 der 
Satzung in Verbindung mit § 118a AktG hat der Vor-
stand am 10. März 2026 beschlossen, dass die 
Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Be-
vollmächtigten abgehalten wird. Eine physische Teil-
nahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigter ist 
ausgeschlossen. 

Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß 
§ 122 Abs. 2 AktG 

Aktionärinnen und Aktionäre, deren Anteile zusam-
men den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder 
den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen 
(dies entspricht 95.603 Stückaktien), können verlan-
gen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung ge-
setzt und bekanntgemacht werden. Dabei müssen 
die Aktionärinnen und Aktionäre nachweisen, dass 
sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zu-
gangs des Verlangens bei der Gesellschaft Inhaber 
der Aktien sind und sie die Aktien bis zur Entschei-
dung des Vorstands über den Antrag halten. Auf die 
Berechnung der Aktienbesitzzeit findet § 70 AktG An-
wendung. Im Übrigen findet § 121 Abs. 7 AktG ent-
sprechend Anwendung. Danach ist der Tag des Zu-
gangs des Verlangens bei der Gesellschaft nicht mit-
zurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, 
Sonnabend oder Feiertag auf einen zeitlich voraus-
gehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht 
in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden. 
 
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 
oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlan-
gen ist schriftlich an den 
 

Vorstand der Wüstenrot & Württembergi-
sche AG 
- Hauptversammlung -  
z. Hd. Frau Dr. Margret Obladen 
Leiterin Konzernrecht 
70801 Kornwestheim 

 

zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 
Tage vor der Hauptversammlung, also bis Sonntag, 
den 12. April 2026, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. 
 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesord-
nung werden – soweit sie nicht bereits mit der Einbe-
rufung bekanntgemacht wurden – unverzüglich nach 
Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger be-
kanntgemacht. Sie werden außerdem unter der Inter-
netadresse www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww zugänglich 
gemacht und nach Maßgabe von § 125 AktG mitge-
teilt. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden 
Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie folgt: 
 
§ 122 Absatz 1 und 2 Aktiengesetz 
 
(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwan-
zigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die 
Einberufung schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlan-
gen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung 
kann das Recht, die Einberufung der Hauptver-
sammlung zu verlangen, an eine andere Form 
und an den Besitz eines geringeren Anteils am 
Grundkapital knüpfen. Die Antragsteller haben 
nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Ta-
gen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens 
Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien 
bis zur Entscheidung des Vorstands über den 
Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend 
anzuwenden. 
 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren An-
teile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 
500 000 Euro erreichen, verlangen, daß Ge-
genstände auf die Tagesordnung gesetzt und 
bekanntgemacht werden. Jedem neuen Ge-
genstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im 
Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft min-
destens 24 Tage, bei börsennotierten Gesell-
schaften mindestens 30 Tage vor der 
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Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs 
ist nicht mitzurechnen. 

 

§ 121 Absatz 7 Aktiengesetz 
 
(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Ver-

sammlung zurückberechnet werden, ist der Tag 
der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine 
Verlegung von einem Sonntag, einem Sonn-
abend oder einem Feiertag auf einen zeitlich 
vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 
kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entspre-
chend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften kann die Satzung eine andere 
Berechnung der Frist bestimmen. 

 
§ 70 Aktiengesetz 
 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie da-
von abhängig, dass der Aktionär während eines 
bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewe-
sen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch 
auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, ein Fi-
nanzdienstleistungsinstitut, ein Wertpapierinsti-
tut oder ein nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 
53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Kredit-
wesengesetzes tätiges Unternehmen gleich. 
Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers 
wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Ak-
tie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als 
Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinanderset-
zung einer Gemeinschaft oder bei einer Be-
standsübertragung nach § 13 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Geset-
zes über Bausparkassen erworben hat. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß 
§§ 126 Abs. 1, 127, 130a Abs. 5 Satz 3, 118a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3 AktG 

Jede Aktionärin und jeder Aktionär der Gesellschaft 
hat das Recht, auch vor der Hauptversammlung Ge-
genanträge zu Vorschlägen von Vorstand und/oder 
Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesord-
nung sowie Wahlvorschläge zu stellen. Solche Ge-
genanträge und Wahlvorschläge, einschließlich des 
Namens der Aktionärin oder des Aktionärs, sind von 
der Gesellschaft nach näherer Maßgabe von §§ 126, 
127 AktG zugänglich zu machen, wenn sie der Ge-
sellschaft mindestens 14 Tage vor der Hauptver-
sammlung, also bis Dienstag, den 28. April 2026, 
24:00 Uhr (MESZ) 
 
unter der Adresse 
 

Wüstenrot & Württembergische AG 
- Hauptversammlung -  
Frau Dr. Margret Obladen 
Leiterin Konzernrecht 
70801 Kornwestheim 

 
oder per E-Mail an 
 

hauptversammlung@ww-ag.com 
 
zugehen. Das Zugänglichmachen erfolgt nach Maß-
gabe der gesetzlichen Regeln unter der 

Internetadresse www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww. Be-
trifft der zugänglich zu machende Vorschlag einer 
Aktionärin oder eines Aktionärs die Wahl von Auf-
sichtsratsmitgliedern, versieht der Vorstand den Vor-
schlag mit 
 

• dem Hinweis auf die Anforderungen des § 
96 Abs. 2 AktG, 
 

• der Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 
96 Abs. 2 Satz 3 AktG widersprochen wurde 
und 

 

• der Angabe, wie viele Sitze im Aufsichtsrat 
mindestens jeweils von Frauen und Män-
nern besetzt sein müssen, um das Mindes-
tanteilsgebot nach § 96 Abs. 2 Satz 1 AktG 
zu erfüllen. 
 

Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung zu den 
Gegenanträgen und Wahlvorschlägen werden eben-
falls unter der genannten Internetadresse veröffent-
licht.  
 
Gegenanträge brauchen gemäß § 126 Abs. 2 AktG 
nicht zugänglich gemacht zu werden,  
 

• soweit sich der Vorstand durch das Zugäng-
lichmachen strafbar machen würde, 
 

• wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- 
oder satzungswidrigen Beschluss der 
Hauptversammlung führen würde, 

 

• wenn die Begründung in wesentlichen 
Punkten offensichtlich falsche oder irrefüh-
rende Angaben oder Beleidigungen enthält, 

 

• wenn ein auf denselben Sachverhalt ge-
stützter Gegenantrag der Aktionärin oder 
des Aktionärs bereits zu einer Hauptver-
sammlung der Gesellschaft nach § 125 
AktG zugänglich gemacht worden ist, 
 

• wenn derselbe Gegenantrag der Aktionärin 
oder des Aktionärs mit wesentlich gleicher 
Begründung in den letzten fünf Jahren be-
reits zu mindestens zwei Hauptversamm-
lungen der Gesellschaft nach § 125 AktG 
zugänglich gemacht worden ist und in der 
Hauptversammlung weniger als der zwan-
zigste Teil des vertretenen Grundkapitals 
für ihn gestimmt hat,  
 

• wenn die Aktionärin oder der Aktionär zu er-
kennen gibt, dass sie beziehungsweise er 
an der Hauptversammlung nicht teilnehmen 
und sich nicht vertreten lassen wird, oder 
 

• wenn die Aktionärin oder der Aktionär in den 
letzten zwei Jahren in zwei Hauptversamm-
lungen einen von ihm mitgeteilten Gegen-
antrag nicht gestellt hat oder nicht hat stel-
len lassen.  

 
Die Begründung braucht ferner nicht zugänglich ge-
macht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 
5.000 Zeichen beträgt. 

mailto:hauptversammlung@ww-ag.com
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Bei Vorliegen eines vorstehend genannten Grundes 
gemäß § 126 Abs. 2 AktG brauchen auch Wahlvor-
schläge gemäß § 127 AktG nicht zugänglich gemacht 
zu werden. Einen Wahlvorschlag braucht der Vor-
stand darüber hinaus auch dann nicht zugänglich zu 
machen, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeüb-
ten Beruf, Wohnort und Angaben zur Mitgliedschaft 
der zur Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen 
Person in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichts-
räten enthält. 
 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionärin-
nen oder Aktionären, die nach § 126 AktG oder § 127 
AktG zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeit-
punkt der Zugänglichmachung gestellt. Sofern die 
Aktionärin oder der Aktionär, die beziehungsweise 
der den Antrag gestellt hat, nicht im Zeitpunkt der vir-
tuellen Hauptversammlung im Aktienregister als Ak-
tionärin oder Aktionär eingetragen und zu der virtuel-
len Hauptversammlung angemeldet ist, muss der 
entsprechende Antrag in der virtuellen Hauptver-
sammlung nicht behandelt werden. Die Gesellschaft 
wird sicherstellen, dass ordnungsgemäß zu der virtu-
ellen Hauptversammlung angemeldete Aktionärin-
nen und Aktionäre das Stimmrecht zu ordnungsge-
mäß gestellten Gegenanträgen und Wahlvorschlä-
gen ab deren Zugänglichmachung auf der Internet-
seite der Gesellschaft ausüben können. 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie sonstige 
Anträge können auch während der virtuellen Haupt-
versammlung im Wege der Videokommunikation ge-
stellt werden. Die Videokommunikation erfolgt über 
den Online-Service zur Hauptversammlung unter der 
Internetadresse www.ww-ag.com/hv-service-ww. 
Die Gesellschaft behält sich vor, gemäß § 130a Abs. 
6 AktG die Funktionsfähigkeit der Videokommunika-
tion zwischen der jeweiligen Aktionärin beziehungs-
weise dem jeweiligen Aktionär und der Gesellschaft 
in der virtuellen Hauptversammlung vor dem entspre-
chenden Redebeitrag der Aktionärin beziehungs-
weise des Aktionärs zu überprüfen und diesen zu-
rückzuweisen, wenn die Funktionsfähigkeit nicht si-
chergestellt ist. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden 
Regelungen des Aktiengesetzes, die auch be-
stimmen, unter welchen Voraussetzungen von 
dem Zugänglichmachen von Gegenanträgen und 
Wahlvorschlägen abgesehen werden kann, lau-
ten wie folgt: 
 
§ 126 Aktiengesetz 
 
(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Na-

mens des Aktionärs, der Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind 
den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtig-
ten unter den dortigen Voraussetzungen zu-
gänglich zu machen, wenn der Aktionär min-
destens 14 Tage vor der Versammlung der Ge-
sellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vor-
schlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Be-
gründung an die in der Einberufung hierfür mit-
geteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des 
Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsenno-
tierten Gesellschaften hat das 

Zugänglichmachen über die Internetseite der 
Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt ent-
sprechend. 
 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung 
brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 

 
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugäng-

lichmachen strafbar machen würde, 
 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- 
oder satzungswidrigen Beschluß der Haupt-
versammlung führen würde, 

 
3. wenn die Begründung in wesentlichen 

Punkten offensichtlich falsche oder irrefüh-
rende Angaben oder wenn sie Beleidigun-
gen enthält, 

 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt ge-

stützter Gegenantrag des Aktionärs bereits 
zu einer Hauptversammlung der Gesell-
schaft nach § 125 zugänglich gemacht wor-
den ist, 

 
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs 

mit wesentlich gleicher Begründung in den 
letzten fünf Jahren bereits zu mindestens 
zwei Hauptversammlungen der Gesell-
schaft nach § 125 zugänglich gemacht wor-
den ist und in der Hauptversammlung weni-
ger als der zwanzigste Teil des vertretenen 
Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

 
6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er 

an der Hauptversammlung nicht teilnehmen 
und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

 
7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jah-

ren in zwei Hauptversammlungen einen von 
ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt 
hat oder nicht hat stellen lassen. 

 
Die Begründung braucht nicht zugänglich ge-
macht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 
5 000 Zeichen beträgt. 

 
(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Ge-

genstand der Beschlußfassung Gegenanträge, 
so kann der Vorstand die Gegenanträge und 
ihre Begründungen zusammenfassen. 
 

(4) Im Fall der virtuellen Hauptversammlung gelten 
Anträge, die nach den Absätzen 1 bis 3 zugäng-
lich zu machen sind, als im Zeitpunkt der Zu-
gänglichmachung gestellt. Die Gesellschaft hat 
zu ermöglichen, dass das Stimmrecht zu diesen 
Anträgen ausgeübt werden kann, sobald die 
Aktionäre die gesetzlichen oder satzungsmäßi-
gen Voraussetzungen für die Ausübung des 
Stimmrechts nachweisen können. Sofern der 
Aktionär, der den Antrag gestellt hat, nicht ord-
nungsgemäß legitimiert und, sofern eine An-
meldung erforderlich ist, nicht ordnungsgemäß 
zur Hauptversammlung angemeldet ist, muss 
der Antrag in der Versammlung nicht behandelt 
werden. 
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§ 127 Satz 1 bis 3 Aktiengesetz 
 
Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Auf-
sichtsratsmitgliedern oder von Abschlußprüfern gilt 
§ 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht 
begründet zu werden. Der Vorstand braucht den 
Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu ma-
chen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach 
§ 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 ent-
hält. […] 
 
§ 130a Absatz 5 Satz 3, Abs. 6 Aktiengesetz 
 
(5) […] Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, das Auskunftsver-
langen nach § 131 Absatz 1, Nachfragen nach 
§ 131 Absatz 1d sowie weitere Fragen nach § 
131 Absatz 1e dürfen Bestandteil des Redebei-
trags sein. […] 
 

(6) Die Gesellschaft kann sich in der Einberufung 
vorbehalten, die Funktionsfähigkeit der Video-
kommunikation zwischen Aktionär und Gesell-
schaft in der Versammlung und vor dem Rede-
beitrag zu überprüfen und diesen zurückzuwei-
sen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sicher-
gestellt ist. 

 

§ 118a Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 Aktiengesetz 
 
(1) […] Wird eine virtuelle Hauptversammlung ab-

gehalten, sind die folgenden Voraussetzungen 
einzuhalten: 
 
[…] 
 

3. den elektronisch zu der Versammlung zuge-
schalteten Aktionären wird das Recht einge-
räumt, Anträge und Wahlvorschläge im 
Wege der Videokommunikation in der Ver-
sammlung zu stellen 
 

[…] 
 

§ 124 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 
 
(3) […] Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsrats-

mitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, aus-
geübten Beruf und Wohnort anzugeben. […] 

 
§ 125 Absatz 1 bis 3 Aktiengesetz 
 
(1) Der Vorstand einer Gesellschaft, die nicht aus-

schließlich Namensaktien ausgegeben hat, hat 
die Einberufung der Hauptversammlung min-
destens 21 Tage vor derselben wie folgt mitzu-
teilen: 

 
1. den Intermediären, die Aktien der Gesell-

schaft verwahren, 
 

2. den Aktionären und Intermediären, die die 
Mitteilung verlangt haben, und 

 
3. den Vereinigungen von Aktionären, die die 

Mitteilung verlangt haben oder die in der 
letzten Hauptversammlung Stimmrechte 
ausgeübt haben. 

 
Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. 
Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu än-
dern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften 
die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In der 
Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der Aus-
übung des Stimmrechts durch einen Bevoll-
mächtigten, auch durch eine Vereinigung von 
Aktionären, hinzuweisen. Bei börsennotierten 
Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren 
Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bilden-
den Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ih-
rer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und aus-
ländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsun-
ternehmen sollen beigefügt werden. 
 

(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand einer 
Gesellschaft, die Namensaktien ausgegeben 
hat, den zu Beginn des 21. Tages vor der 
Hauptversammlung im Aktienregister Eingetra-
genen zu machen sowie den Aktionären und In-
termediären, die die Mitteilung verlangt haben, 
und den Vereinigungen von Aktionären, die die 
Mitteilung verlangt oder die in der letzten Haupt-
versammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 
 

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, 
daß ihm der Vorstand die gleichen Mitteilungen 
übersendet. 

 
[…] 
 
§ 96 Abs. 2 Aktiengesetz 
 
[…] 

 
(2) Bei börsennotierten Gesellschaften, für die das 

Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestim-
mungsgesetz oder das Mitbestimmungsergän-
zungsgesetz gilt, setzt sich der Aufsichtsrat zu 
mindestens 30 Prozent aus Frauen und zu min-
destens 30 Prozent aus Männern zusammen. 
Der Mindestanteil ist vom Aufsichtsrat insge-
samt zu erfüllen. Widerspricht die Seite der An-
teilseigner- oder Arbeitnehmervertreter auf 
Grund eines mit Mehrheit gefassten Beschlus-
ses vor der Wahl der Gesamterfüllung gegen-
über dem Aufsichtsratsvorsitzenden, so ist der 
Mindestanteil für diese Wahl von der Seite der 
Anteilseigner und der Seite der Arbeitnehmer 
getrennt zu erfüllen. Es ist in allen Fällen auf 
volle Personenzahlen mathematisch auf- bezie-
hungsweise abzurunden. Verringert sich bei 
Gesamterfüllung der höhere Frauenanteil einer 
Seite nachträglich und widerspricht sie nun der 
Gesamterfüllung, so wird dadurch die Beset-
zung auf der anderen Seite nicht unwirksam. 
Eine Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats 
durch die Hauptversammlung und eine Entsen-
dung in den Aufsichtsrat unter Verstoß gegen 
das Mindestanteilsgebot ist nichtig. Ist eine 
Wahl aus anderen Gründen für nichtig erklärt, 
so verstoßen zwischenzeitlich erfolgte Wahlen 
insoweit nicht gegen das Mindestanteilsgebot. 
Auf die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Ar-
beitnehmer sind die in Satz 1 genannten Ge-
setze zur Mitbestimmung anzuwenden. 
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[…] 

Recht zur Einreichung von Stellungnahmen ge-
mäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6, 130a Abs. 1 bis 4 
AktG 
 
Aktionärinnen und Aktionäre, die ordnungsgemäß 
zur Hauptversammlung angemeldet sind, können vor 
der Hauptversammlung Stellungnahmen zu den Ge-
genständen der Tagesordnung im Wege elektroni-
scher Kommunikation einreichen. Solche Stellung-
nahmen müssen in Textform bis Donnerstag, den 7. 
Mai 2026, 24:00 Uhr (MESZ), über den Online-Ser-
vice unter der Internetadresse www.ww-ag.com/hv-
service-ww eingehen. Der Umfang ist auf 10.000 Zei-
chen (inklusive Leerzeichen) begrenzt. 
 
Die Gesellschaft wird die Stellungnahmen allen ord-
nungsgemäß zu der virtuellen Hauptversammlung 
angemeldeten Aktionärinnen und Aktionären bis zum 
Ablauf des 8. Mai 2026, also bis spätestens zum Frei-
tag, den 8. Mai 2026, 24:00 Uhr (MESZ), zugänglich 
machen. Das Zugänglichmachen erfolgt über den 
Online-Service unter der Internetadresse www.ww-
ag.com/hv-service-ww. Stellungnahmen werden 
nicht zugänglich gemacht, wenn sie nicht von einer 
ordnungsgemäß zu der virtuellen Hauptversamm-
lung angemeldeten Aktionärin oder einem ordnungs-
gemäß zu der virtuellen Hauptversammlung ange-
meldeten Aktionär stammen, mehr als 10.000 Zei-
chen (inklusive Leerzeichen) umfassen oder ein Fall 
im Sinne von § 130a Abs. 3 Satz 4 i. V. m. § 126 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 1, Nr. 3 oder Nr. 6 AktG vorliegt. 
 
Die Möglichkeit zur Einreichung von Stellungnahmen 
begründet keine Möglichkeit zur Vorab-einreichung 
von Fragen nach § 131 Abs. 1a AktG. Etwaige in 
Stellungnahmen enthaltene Fragen werden daher in 
der virtuellen Hauptversammlung nicht beantwortet, 
es sei denn, sie werden im Wege der Videokommu-
nikation in der Hauptversammlung gesondert ge-
stellt. Auch in Stellungnahmen enthaltene Anträge, 
Wahlvorschläge und Widersprüche gegen Be-
schlüsse der Hauptversammlung werden nicht be-
rücksichtigt. Diese sind ausschließlich auf den in die-
ser Einberufung gesondert angegebenen Wegen ein-
zureichen bzw. zu stellen oder zu erklären. 
 
Bei der Zugänglichmachung von Stellungnahmen 
wird die Gesellschaft die Namen der Verfasserinnen 
und Verfasser der Stellungnahmen offenlegen. Mit 
dem Einreichen der Stellungnahme erklären sich Ak-
tionärinnen und Aktionäre oder Bevollmächtigte mit 
der Veröffentlichung der Stellungnahme unter Offen-
legung des Namens und des Wohnorts bzw. Sitzes 
einverstanden. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden 
Regelungen des Aktiengesetzes, die auch be-
stimmen, unter welchen Voraussetzungen von 
dem Zugänglichmachen von Stellungnahmen ab-
gesehen werden kann, lauten wie folgt: 
 
§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Aktiengesetz 
 
(1) […] Wird eine virtuelle Hauptversammlung ab-

gehalten, sind die folgenden Voraussetzungen 
einzuhalten: 

 
[…] 
 

6. den Aktionären wird das Recht eingeräumt, 
Stellungnahmen nach § 130a Absatz 1 bis 
4 im Wege elektronischer Kommunikation 
einzureichen, 
 

[…] 
 
§ 130a Abs. 1 bis 4 Aktiengesetz 
 
(1) Im Fall der virtuellen Hauptversammlung haben 

die Aktionäre das Recht, vor der Versammlung 
Stellungnahmen zu den Gegenständen der Ta-
gesordnung im Wege elektronischer Kommuni-
kation unter Verwendung der in der Einberu-
fung hierfür mitgeteilten Adresse einzureichen. 
Das Recht kann auf ordnungsgemäß zu der 
Versammlung angemeldete Aktionäre be-
schränkt werden. Der Umfang der Stellungnah-
men kann in der Einberufung angemessen be-
schränkt werden. 
 

(2) Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage 
vor der Versammlung einzureichen. 

 
(3) Die eingereichten Stellungnahmen sind allen 

Aktionären bis spätestens vier Tage vor der 
Versammlung zugänglich zu machen. Das Zu-
gänglichmachen kann auf ordnungsgemäß zu 
der Versammlung angemeldete Aktionäre be-
schränkt werden. Bei börsennotierten Gesell-
schaften hat das Zugänglichmachen über die 
Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen; im 
Fall des Satzes 2 kann das Zugänglichmachen 
auch über die Internetseite eines Dritten erfol-
gen. § 126 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3 und 6 
gilt entsprechend. 

 
(4) Für die Berechnung der in den Absätzen 2 und 

3 Satz 1 genannten Fristen gilt § 121 Absatz 7. 
 
[…] 
 
§ 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 3 und 6 Aktiengesetz 
 
(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung 

brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 
 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugäng-
lichmachen strafbar machen würde, 

 
[…] 

 
3. wenn die Begründung in wesentlichen 

Punkten offensichtlich falsche oder irrefüh-
rende Angaben oder wenn sie Beleidigun-
gen enthält, 
 

[…] 
 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er 
an der Hauptversammlung nicht teilnehmen 
und sich nicht vertreten lassen wird, oder 
 

[…] 
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§ 121 Abs. 7 Aktiengesetz 
 
(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Ver-

sammlung zurückberechnet werden, ist der Tag 
der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine 
Verlegung von einem Sonntag, einem Sonn-
abend oder einem Feiertag auf einen zeitlich 
vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 
kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entspre-
chend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten 
Gesellschaften kann die Satzung eine andere 
Berechnung der Frist bestimmen. 

Rederecht gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 7, 
130a Abs. 5 und 6 AktG 
 
Elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschal-
tete Aktionärinnen und Aktionäre sowie ihre Vertrete-
rinnen und Vertreter haben in der Hauptversamm-
lung ein Rederecht im Wege der Videokommunika-
tion. Der Redebeitrag kann Anträge und Wahlvor-
schläge nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG sowie 
Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG umfas-
sen.  
 
Die Redebeiträge sind während der Hauptversamm-
lung nach Aufforderung durch den Versammlungslei-
ter über den Online-Service unter der Internet-
adresse www.ww-ag.com/hv-service-ww anzumel-
den. Das nähere Verfahren wird der Versammlungs-
leiter in der Hauptversammlung erläutern.  
 
Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähig-
keit der Videokommunikation zwischen der Aktionä-
rin beziehungsweise dem Aktionär und der Gesell-
schaft in der Hauptversammlung und vor dem Rede-
beitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, 
sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 
Technische Mindestvoraussetzungen für eine Live-
Videozuschaltung sind daher ein internetfähiges Ge-
rät mit Kamera und Mikrofon sowie eine stabile Inter-
netverbindung. Empfehlungen für eine optimale 
Funktionsfähigkeit der Videokommunikation finden 
Sie unter www.ww-ag.com/go/ir/hv-ww. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden 
Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie folgt: 
 
§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 Aktiengesetz 
 
(1) […] Wird eine virtuelle Hauptversammlung ab-

gehalten, sind die folgenden Voraussetzungen 
einzuhalten: 

 
[…] 

 
7. den elektronisch zu der Versammlung zuge-

schalteten Aktionären wird ein Rederecht in 
der Versammlung im Wege der Videokom-
munikation nach § 130a Absatz 5 und 6 ein-
geräumt, 

 
[…] 

 
 
 
 

§ 130a Abs. 5, 6 Aktiengesetz 
 
(5) Den elektronisch zu der Versammlung zuge-

schalteten Aktionären ist in der Versammlung 
ein Rederecht im Wege der Videokommunika-
tion zu gewähren. Für die Redebeiträge ist die 
von der Gesellschaft angebotene Form der Vi-
deokommunikation zu verwenden. Anträge und 
Wahlvorschläge nach § 118a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3, das Auskunftsverlangen nach § 131 
Absatz 1, Nachfragen nach § 131 Absatz 1d so-
wie weitere Fragen nach § 131 Absatz 1e dür-
fen Bestandteil des Redebeitrags sein. § 131 
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

(6) Die Gesellschaft kann sich in der Einberufung 
vorbehalten, die Funktionsfähigkeit der Video-
kommunikation zwischen Aktionär und Gesell-
schaft in der Versammlung und vor dem Rede-
beitrag zu überprüfen und diesen zurückzuwei-
sen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sicher-
gestellt ist. 

 
§ 131 Abs. 2 Satz 2 Aktiengesetz 
 
(2) […] Die Satzung oder die Geschäftsordnung 

gemäß § 129 kann den Versammlungsleiter er-
mächtigen, das Frage- und Rederecht des Akti-
onärs zeitlich angemessen zu beschränken, 
und Näheres dazu bestimmen. 

Auskunftsrecht gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 4, 131 Abs. 1 AktG 
 
Alle ordnungsgemäß zur virtuellen Hauptversamm-
lung zugeschaltete Aktionärinnen, Aktionäre sowie 
Aktionärsvertreter können gem. § 131 Abs. 1 AktG 
vom Vorstand Auskunft verlangen über Angelegen-
heiten der Gesellschaft, die rechtlichen und geschäft-
lichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbunde-
nen Unternehmen sowie über die Lage des Konzerns 
und der in den Konzernabschluss einbezogenen Un-
ternehmen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 
Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung 
erforderlich ist.  
 
Es ist geplant, dass der Versammlungsleiter festlegt, 
dass Fragen in der virtuellen Hauptversammlung nur 
im Wege der Videokommunikation gestellt werden 
können. Die Gesellschaft behält sich für diesen Fall 
vor, gemäß § 130a Abs. 6 AktG die Funktionsfähig-
keit der Videokommunikation zwischen der jeweili-
gen Aktionärin beziehungsweise dem jeweiligen Ak-
tionär und der Gesellschaft in der virtuellen Hauptver-
sammlung vor dem entsprechenden Redebeitrag der 
Aktionärin beziehungsweise des Aktionärs zu über-
prüfen und diesen zurückzuweisen, wenn die Funkti-
onsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 
 
Wird einer elektronisch zur virtuellen Hauptversamm-
lung zugeschalteten Aktionärin oder einem elektro-
nisch zur virtuellen Hauptversammlung zugeschalte-
ten Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann diese 
Aktionärin oder dieser Aktionär über den Online-Ser-
vice verlangen, dass die Frage und der Grund, aus 
dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Nie-
derschrift über die virtuelle Hauptversammlung auf-
genommen werden. 
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Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden 
Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie folgt: 
 
§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 Aktiengesetz 
 
(1) […] Wird eine virtuelle Hauptversammlung ab-

gehalten, sind die folgenden Voraussetzungen 
einzuhalten: 

 
[…] 

 
4. den Aktionären wird ein Auskunftsrecht 

nach § 131 im Wege elektronischer Kom-
munikation eingeräumt, 

 
[…] 

 
§ 131 Aktiengesetz 
 
(1) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Haupt-

versammlung vom Vorstand Auskunft über An-
gelegenheiten der Gesellschaft zu geben, so-
weit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Ge-
genstands der Tagesordnung erforderlich ist. 
Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen 
der Gesellschaft zu einem verbundenen Unter-
nehmen. Macht eine Gesellschaft von den Er-
leichterungen nach § 266 Absatz 1 Satz 3, § 
276 oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Ge-
brauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass 
ihm in der Hauptversammlung über den Jahres-
abschluss der Jahresabschluss in der Form 
vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterun-
gen hätte. Die Auskunftspflicht des Vorstands 
eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des 
Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversamm-
lung, der der Konzernabschluss und der Kon-
zernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt 
sich auch auf die Lage des Konzerns und der in 
den Konzernabschluss einbezogenen Unter-
nehmen. 
 

[…] 
 
(1f)  Der Versammlungsleiter kann festlegen, dass 

das Auskunftsrecht nach Absatz 1, das Nach-
fragerecht nach Absatz 1d und das Fragerecht 
nach Absatz 1e in der Hauptversammlung aus-
schließlich im Wege der Videokommunikation 
ausgeübt werden dürfen. 

 
(2) Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewis-

senhaften und getreuen Rechenschaft zu ent-
sprechen. Die Satzung oder die Geschäftsord-
nung gemäß § 129 kann den Versammlungslei-
ter ermächtigen, das Frage- und Rederecht des 
Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken, 
und Näheres dazu bestimmen. 
 

(3) Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 
 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach ver-
nünftiger kaufmännischer Beurteilung ge-
eignet ist, der Gesellschaft oder einem ver-
bundenen Unternehmen einen nicht uner-
heblichen Nachteil zuzufügen; 

 

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze 
oder die Höhe einzelner Steuern bezieht; 

 
3. über den Unterschied zwischen dem Wert, 

mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz 
angesetzt worden sind, und einem höheren 
Wert dieser Gegenstände, es sei denn, daß 
die Hauptversammlung den Jahresab-
schluß feststellt; 

 
4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden, soweit die Angabe dieser Methoden 
im Anhang ausreicht, um ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies 
gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den 
Jahresabschluß feststellt; 

 
5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung 

der Auskunft strafbar machen würde; 
 

6. soweit bei einem Kreditinstitut, einem Fi-
nanzdienstleistungsinstitut oder einem 
Wertpapierinstitut Angaben über ange-
wandte Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden sowie vorgenommene Verrechnun-
gen im Jahresabschluß, Lagebericht, Kon-
zernabschluß oder Konzernlagebericht 
nicht gemacht zu werden brauchen; 

 
7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der 

Gesellschaft über mindestens sieben Tage 
vor Beginn und in der Hauptversammlung 
durchgängig zugänglich ist. 

 
Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht 
verweigert werden. 

 
(4) Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft 

als Aktionär eine Auskunft außerhalb der 
Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie 
jedem anderen Aktionär auf dessen Verlangen 
in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn 
sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegen-
stands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. 
Im Fall der virtuellen Hauptversammlung ist zu 
gewährleisten, dass jeder elektronisch zu der 
Versammlung zugeschaltete Aktionär sein Ver-
langen nach Satz 1 im Wege der elektronischen 
Kommunikation übermitteln kann. Der Vorstand 
darf die Auskunft nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 
1 bis 4 verweigern. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
nicht, wenn ein Tochterunternehmen (§ 290 
Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Ge-
meinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des 
Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes Un-
ternehmen (§ 311 Abs. 1 des Handelsgesetz-
buchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen 
(§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum 
Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in 
den Konzernabschluß des Mutterunterneh-
mens erteilt und die Auskunft für diesen Zweck 
benötigt wird. 
 

(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, 
so kann er verlangen, daß seine Frage und der 
Grund, aus dem die Auskunft verweigert 
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worden ist, in die Niederschrift über die Ver-
handlung aufgenommen werden. Im Fall der 
virtuellen Hauptversammlung ist zu gewährleis-
ten, dass jeder elektronisch zu der Versamm-
lung zugeschaltete Aktionär sein Verlangen 
nach Satz 1 im Wege der elektronischen Kom-
munikation übermitteln kann. 

 
§ 130a Abs. 6 Aktiengesetz 
 
(6) Die Gesellschaft kann sich in der Einberufung 

vorbehalten, die Funktionsfähigkeit der Video-
kommunikation zwischen Aktionär und Gesell-
schaft in der Versammlung und vor dem Rede-
beitrag zu überprüfen und diesen zurückzuwei-
sen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sicher-
gestellt ist. 

Widerspruchsrecht gegen Beschlüsse der virtu-
ellen Hauptversammlung gemäß §§ 118a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 8, 245 AktG 
 
Aktionärinnen und Aktionäre, die zu der virtuellen 
Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben die 
Möglichkeit, über den Online-Service unter www.ww-
ag.com/hv-service-ww gegen Beschlüsse der virtuel-
len Hauptversammlung Widerspruch gem. § 118a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 in Verbindung mit § 245 AktG zu 
erklären. Die Erklärung ist über den Online-Service 
von Beginn der virtuellen Hauptversammlung an bis 
zu deren Ende möglich. 
 
Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden 
Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie folgt: 
 
§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 Aktiengesetz 
 
(1) […] Wird eine virtuelle Hauptversammlung ab-

gehalten, sind die folgenden Voraussetzungen 
einzuhalten: 

 
[…] 

 
8. den elektronisch zu der Versammlung zuge-

schalteten Aktionären wird ein Recht zum 
Widerspruch gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung im Wege elektronischer 
Kommunikation eingeräumt. 

 
[…] 

 
 
§ 245 Aktiengesetz 
 
Zur Anfechtung ist befugt 
 

1. jeder in der Hauptversammlung erschie-
nene Aktionär, wenn er die Aktien schon vor 
der Bekanntmachung der Tagesordnung er-
worben hatte und gegen den Beschluß Wi-
derspruch zur Niederschrift erklärt hat; 

 
2. jeder in der Hauptversammlung nicht er-

schienene Aktionär, wenn er zu der Haupt-
versammlung zu Unrecht nicht zugelassen 
worden ist oder die Versammlung nicht ord-
nungsgemäß einberufen oder der 

Gegenstand der Beschlußfassung nicht 
ordnungsgemäß bekanntgemacht worden 
ist; 

 
3. im Fall des § 243 Abs. 2 jeder Aktionär, 

wenn er die Aktien schon vor der Bekannt-
machung der Tagesordnung erworben 
hatte; 

 
4. der Vorstand; 

 
5. jedes Mitglied des Vorstands und des Auf-

sichtsrats, wenn durch die Ausführung des 
Beschlusses Mitglieder des Vorstands oder 
des Aufsichtsrats eine strafbare Handlung 
oder eine Ordnungswidrigkeit begehen oder 
wenn sie ersatzpflichtig werden würden. 

 
Im Fall der virtuellen Hauptversammlung gelten alle 
zu der Versammlung elektronisch zugeschalteten 
Aktionäre als erschienen im Sinne des Satzes 1 
Nummer 1. 
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